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B E S C H L U S S : 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten  Dr. H o l z i n g e r ,  in Anwesenheit der 

Vizepräsidentin  Dr. B i e r l e i n  und der Mitglieder  

Dr. B e r c h t o l d - O s t e r m a n n ,   

DDr. G r a b e n w a r t e r ,  Dr. H e l l e r ,  Dr. K a h r ,  

Dr. L a s s ,  Dr. L i e h r ,  Dr. M ü l l e r ,   

Dr. O b e r n d o r f e r ,  DDr. R u p p e  und   

Dr. S p i e l b ü c h l e r  sowie des Ersatzmitgliedes 

Dr. H e n g s t s c h l ä g e r  als Stimmführer, im Beisein der 

Schriftführerin  Mag. N e m e t h ,  in der Beschwerdesache der 

Nurija  Z o g a j  und der mj. Arigona  Z o g a j ,  diese ver-

treten durch ihre Mutter Nurija Zogaj, (...) , vertreten durch 

Rechtsanwalt Mag. Dr. Helmut Blum, Mozartstraße 11/6, 4020 Linz, 

gegen die Presseaussendung des Bundesministers für Inneres vom 

14. Dezember 2007 in seiner heutigen nichtöffentlichen Sitzung 

beschlossen: 

 

 Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 Die Anträge auf Bewilligung der Verfahrenshilfe im 

Umfang der Gebührenbefreiung werden abgewiesen. 

 

 

B e g r ü n d u n g : 

 

I. 1. Die Beschwerdeführerinnen halten sich seit September 

2002 unrechtmäßig im Bundesgebiet auf. 
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 2. Der Bezirkshauptmann von Vöcklabruck leitete im Jahr 

2007 von Amts wegen ein Verfahren zur Erteilung humanitärer Auf-

enthaltsbewilligungen gemäß § 72 Niederlassungs- und Aufenthalts-

gesetz (im Folgenden: NAG) an die Beschwerdeführerinnen ein. Im 

Zuge dieses Verfahrens ersuchte er mit Schreiben vom 24. Oktober 

2007 den Bundesminister für Inneres um Zustimmung zur Erteilung 

von Aufenthaltsbewilligungen aus humanitären Gründen an die Be-

schwerdeführerinnen gemäß § 75 NAG. 

 

 3. Am 14. Dezember 2007 erfolgte eine Presseaussendung 

des Bundesministers für Inneres durch die Austria Presse Agentur 

mit dem Titel: "Fall Z.: Innenministerium lehnt humanitäre Hilfe 

ab". Mit dieser Presseaussendung wurde bekannt gegeben, dass der 

Bundesminister für Inneres der Erteilung von humanitären Aufent-

haltsbewilligungen an die Beschwerdeführerinnen nicht zustimme, 

weil die dafür notwendigen Voraussetzungen nicht erfüllt seien.  

 

 4. In der gegen diese Presseaussendung erhobenen, auf 

Art. 144 B-VG gestützten Beschwerde wird die Verletzung in den 

verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechten auf Achtung des 

Privat- und Familienlebens gemäß Art. 8 EMRK und auf eine wirk-

same Beschwerde gemäß Art. 13 EMRK behauptet. 

 

 5. Der Bundesminister für Inneres als belangte Behörde 

legte die Verwaltungsakten vor und erstattete eine Gegenschrift, 

in der die Abweisung der Beschwerde beantragt wird. 

 

 

II. 1. Die Beschwerde ist nicht zulässig. 

 

 1.1. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Beschwerde 

nach Art. 144 Abs. 1 erster Satz B-VG ist unter anderem das Vor-

liegen eines Bescheides (vgl. etwa VfSlg. 4903/1965, 5731/1968, 

6140/1970, 6252/1970, 6603/1971, 6821/1972, 7158/1973, 7436/1974, 

8861/1980, 10.892/1986, 11.077/1986, 13.099/1992, 16.433/2002). 
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 Für den Bescheidcharakter einer behördlichen Erledigung 

ist nach der ständigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts-

hofes nicht nur die äußere Form, sondern auch deren Inhalt maß-

gebend; eine Erledigung, die nicht die Form eines Bescheides auf-

weist, ist dann ein Bescheid, wenn sie nach ihrem deutlich er-

kennbaren, objektiven Gehalt eine Verwaltungsangelegenheit norma-

tiv regelt, also für den Einzelfall Rechte oder Rechtsverhält-

nisse bindend gestaltet oder feststellt (s. etwa VfSlg. 

16.433/2002 mwN; s. auch VwSlg. 9458 A/1977; VwGH 14.9.1981, 

81/17/0133; 22.2.1991, 90/12/0277). 

 

 1.2. Ein solcher liegt hier aber nicht vor: 

 

 Die durch die Austria Presse Agentur am 14. Dezember 

2007 veröffentlichte Presseaussendung des Bundesministers für 

Inneres berichtet, dass dieser die Zustimmung zur Erteilung von 

humanitären Aufenthaltsbewilligungen an die Beschwerdeführerinnen 

verweigert. Eine solche Presseaussendung ist niemals als Bescheid 

zu werten. 

 

 2. Die Beschwerde war daher wegen Nichtzuständigkeit des 

Verfassungsgerichtshofes als unzulässig zurückzuweisen. 

 

 3. Da die Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Be-

schwerde nach Art. 144 Abs. 1 erster Satz B-VG unter anderem das 

Vorliegen eines Bescheides ist, erweist sich die von den Be-

schwerdeführerinnen angestrebte Rechtsverfolgung als offenbar 

aussichtslos. 

 

 Daher waren die Anträge auf Bewilligung der Verfahrens-

hilfe im Umfang der Gebührenbefreiung mangels der Voraussetzungen 

des § 63 Abs. 1 ZPO iVm § 35 Abs. 1 VfGG abzuweisen. 
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 4. Dieser Beschluss konnte gemäß § 19 Abs. 3 Z 2 lit. a 

VfGG und § 72 Abs. 1 ZPO iVm § 35 Abs. 1 VfGG in nichtöffent-

licher Sitzung gefasst werden. 

 

 

Wien, am 27. Juni 2008 

Der Präsident: 

Dr. H o l z i n g e r 

 

 

Schriftführerin: 

Mag. N e m e t h 

 


